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1 Überblick 

1.1 Zweck 

Mit Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates1 werden der 
Europäischen Zentralbank (EZB) mehrere besondere Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Aufsicht über Kreditinstitute übertragen. Eine dieser Aufgaben besteht in der 
Mitwirkung an der zusätzlichen Beaufsichtigung eines Finanzkonglomerats in Bezug 
auf zugehörige Kreditinstitute und der Wahrnehmung der Aufgaben eines 
Koordinators, wenn die EZB nach Maßgabe der im einschlägigen Unionsrecht 
festgelegten Kriterien als Koordinator für ein Finanzkonglomerat benannt ist. 

Nach Inkrafttreten der Durchführungsverordnung (EU) 2022/2454 der Kommission2 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards (ITS) für die aufsichtlichen 
Meldungen von Risikokonzentrationen und gruppeninternen Transaktionen 
(nachfolgend „ITS für RC/IGT-Meldungen“) hat die EZB beschlossen, allgemeine 
Leitlinien für die Meldungen herauszugeben, die sie gemäß besagten Standards und 
gemäß der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates3 
(nachfolgend die „Richtlinie über Finanzkonglomerate“ – FICOD) in ihrer Rolle als 
Koordinator für einzelne Finanzkonglomerate festlegen wird. 

Zweck dieses Leitfadens ist es, Einheitlichkeit, Kohärenz, Wirksamkeit und 
Transparenz in Bezug auf den Ansatz zu gewährleisten, den die EZB verfolgen wird, 
wenn sie nach Maßgabe der im einschlägigen Unionsrecht festgelegten Kriterien als 
Koordinator für ein Finanzkonglomerat benannt wurde. Insbesondere soll der 
Leitfaden Finanzkonglomerate bei der Einrichtung der internen Prozesse 

 
1  Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer 

Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank 
(ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63). 

2  Durchführungsverordnung (EU) 2022/2454 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates im Hinblick auf die aufsichtlichen Meldungen von Risikokonzentrationen und 
gruppeninternen Transaktionen (ABl. L 324 vom 19.12.2022, S. 55). 

3  Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die 
zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines 
Finanzkonglomerats und zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 
92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1). 
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unterstützen, die für die Meldung bedeutender Risikokonzentrationen und 
bedeutender gruppeninterner Transaktionen unter Verwendung der in den ITS für 
RC/IGT-Meldungen vorgesehenen Meldebögen erforderlich sind. 

1.2 Geltungsbereich und Wirkung 

Dieser Leitfaden ist für Finanzkonglomerate relevant, an deren Spitze ein 
Kreditinstitut steht, das die EZB als bedeutendes Institut eingestuft hat. Soweit die 
nationalen Rechtsvorschriften zu den Meldepflichten für Finanzkonglomerate nicht 
bereits andere Regelungen enthalten, könnten die nationalen zuständigen Behörden 
die in diesem Leitfaden niedergelegten Erwartungen der EZB auch bei der 
Festlegung der Meldepflichten für Finanzkonglomerate berücksichtigen, an deren 
Spitze weniger bedeutende Institute stehen. 

Bei der Aufsicht über bedeutende Risikokonzentrationen und bedeutende 
gruppeninterne Transaktionen müssen die Koordinatoren und andere jeweils 
zuständige Behörden die Gruppenstruktur und das Risikomanagement des 
betreffenden Finanzkonglomerats sowie die bestehenden branchenspezifischen 
Anforderungen bezüglich gruppeninterner Transaktionen und der 
Risikokonzentrationen berücksichtigen. Dies gilt insbesondere bei der Identifizierung 
der bedeutenden Risikokonzentrationen und bedeutenden gruppeninternen 
Transaktionen, die beaufsichtigte Unternehmen und gemischte 
Finanzholdinggesellschaften eines bestimmten Finanzkonglomerats gemäß Artikel 7 
Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 2 FICOD melden müssen. 

Dementsprechend wird der endgültige Beschluss über die Anforderungen an jedes 
einzelne Finanzkonglomerat, für das die EZB Koordinator ist, dem betreffenden 
Finanzkonglomerat nach Konsultation mit den anderen jeweils zuständigen 
Behörden und gegebenenfalls dem betreffenden Konglomerat durch die EZB 
bilateral mitgeteilt.  

Die in diesem Leitfaden dargelegten allgemeinen Grundsätze basieren auf den 
generellen Erwartungen, die die EZB bei der Festlegung dieser Meldepflichten 
normalerweise zugrunde legt. Die EZB kann von den im Leitfaden genannten 
allgemeinen Erwartungen abweichen, wenn klare und ausreichende Gründe dafür 
vorliegen. Daher sollten Finanzkonglomerate nicht davon ausgehen, dass die im 
Leitfaden genannten allgemeinen Erwartungen für sie unmittelbar gelten. Vielmehr 
sollten sich Finanzkonglomerate an dem individuellen Beschluss orientieren, der 
ihnen von der EZB als Koordinator übermittelt wird. 

Mit der Festlegung ihrer Leitlinien, die in diesem Leitfaden dargelegt sind, handelt 
die EZB innerhalb der Grenzen des anwendbaren Unionsrechts. Insbesondere wenn 
dieser Leitfaden auf die Bestimmungen der FICOD Bezug nimmt, gelten die von der 
EZB erläuterten Grundsätze unbeschadet nationaler Rechtsvorschriften zur 
Umsetzung von Richtlinien, vor allem der FICOD, bei denen eine relevante 
Grundsatzentscheidung bereits in den betreffenden nationalen Rechtsvorschriften 
ergangen ist. Bei der Ermittlung der Arten bedeutender gruppeninterner 
Transaktionen und bei der Festlegung angemessener Schwellenwerte für 
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bedeutende gruppeninterne Transaktionen berücksichtigt die EZB als Koordinator 
zudem Artikel 2 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2303 der 
Kommission; bei der Ermittlung der Arten bedeutender Risikokonzentrationen und 
bei der Festlegung angemessener Schwellenwerte für bedeutende 
Risikokonzentrationen berücksichtigt sie Artikel 3 Absatz 3 derselben Verordnung. 

Mit diesem Leitfaden werden keine neuen aufsichtsrechtlichen Anforderungen 
festgelegt, und die in ihm enthaltenen Spezifikationen und Grundsätze sollten nicht 
als rechtsverbindlich aufgefasst werden. 

Die EZB behält sich das Recht vor, die in diesem Leitfaden beschriebenen 
allgemeinen Erwartungen zu revidieren, um Änderungen in den Rechtsvorschriften 
oder besonderen Umständen sowie der Verabschiedung spezifischer delegierter 
Rechtsakte, die eine bestimmte Grundsatzfrage auf andere Weise regeln, Rechnung 
zu tragen.  

1.3 Erläuterungen zu den allgemeinen Erwartungen in diesem 
Leitfaden 

Meldepflichtige Arten von Transaktionen (Artikel 1 Absatz 3 der ITS 
für RC/IGT-Meldungen) 

In diesem Leitfaden beschreibt die EZB ihre allgemeinen Erwartungen im Hinblick 
auf die Arten von Risikokonzentrationen und die Arten von gruppeninternen 
Transaktionen, die Finanzkonglomerate gemäß Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 8 
Absatz 2 sowie Anhang II FICOD melden müssen. Die EZB kann auf Einzelfallbasis 
festlegen, dass andere Arten von Risikokonzentrationen oder andere Arten von 
gruppeninternen Transaktionen gemeldet werden müssen. 

Transaktionen zwischen beaufsichtigten Unternehmen derselben Finanzbranche 
fallen zwar unter die Definition gruppeninterner Transaktionen (in Artikel 2 
Nummer 18 FICOD), nach Auffassung der EZB müssen diese jedoch im 
Allgemeinen nicht gemeldet werden. Gemäß Erwägungsgrund 5 FICOD sollte 
nämlich, „[u]m den gewünschten Erfolg zu erzielen, […] die zusätzliche 
Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und 
Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats alle Konglomerate, die in 
beträchtlichem Umfang branchenübergreifend tätig sind, […] erfassen“. Aus diesem 
Grund ist die EZB der Auffassung, dass es zur Erreichung der Ziele der FICOD in 
der Regel nicht erforderlich ist, von Finanzkonglomeraten die Meldung aller 
brancheninternen Finanzgeschäfte (d. h. Finanzgeschäfte zwischen beaufsichtigten 
Unternehmen, die derselben Finanzbranche im Sinne von Artikel 2 Absatz 8 FICOD 
angehören) zu verlangen, und dass solche Meldungen vom Koordinator nach 
Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden nur angefordert werden sollten, 
wenn sie aufgrund besonderer Umstände für relevant erachtet werden. 
Transaktionen sollten aber generell gemeldet werden, wenn sie zwischen 
beaufsichtigten Unternehmen erfolgen, die derselben Finanzbranche angehören, 
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aber – auf Einzelbasis – unterschiedlichen Branchenvorschriften im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 7 FICOD unterliegen. Insbesondere Transaktionen zwischen 
Vermögensverwaltungsgesellschaften und Kreditinstituten gelten mit Blick auf die 
Ziele der FICOD in der Regel als relevant. 

Format der Meldung von Informationen über den Umgang mit 
Interessenkonflikten und Ansteckungsgefahren (Artikel 2 Absatz 2 
und Artikel 3 Absatz 2 der ITS für RC/IGT-Meldungen) 

Die EZB erachtet den Umgang mit Interessenkonflikten und Ansteckungsgefahren 
durch Finanzkonglomerate als wesentlichen Bestandteil einer ordnungsgemäßen 
Governance. 

Format und Inhalt der Meldungen zum Umgang mit Interessenkonflikten und 
Ansteckungsgefahren sind in diesem Leitfaden nicht geregelt. Die EZB erwartet 
jedoch grundsätzlich, dass diese Informationen umfassend genug sind, um ihr ein 
fundiertes Verständnis von dem Umgang mit Interessenkonflikten und 
Ansteckungsgefahren zu ermöglichen. 

Im Interesse der Kohärenz erwartet die EZB, dass diese Informationen zusammen 
mit den Einzelheiten über die Rechtsstruktur sowie die Governance- und 
Organisationsstruktur gemeldet werden, die gemäß Artikel 9 Absatz 4 FICOD 
übermittelt werden. 

Möglicherweise wird die EZB dafür zu gegebener Zeit einen standardisierten 
Meldebogen in Betracht ziehen. Dies hängt davon ab, wie konsistent die ihr 
übermittelten Informationen sind.  

Schwellenwerte für die Meldung von Risikokonzentrationen 
(Artikel 7 Absatz 2 und Anhang II FICOD) 

Gemäß Artikel 7 Absatz 2 und Anhang II FICOD hat der Koordinator die Befugnis, 
„nach Konsultation der anderen jeweils zuständigen Behörden und des betreffenden 
Finanzkonglomerats“ „angemessene Schwellenwerte“ für die Meldung bedeutender 
Risikokonzentrationen festzulegen. Obgleich die EZB Schwellenwerte auf 
Einzelfallbasis festlegen wird, werden in diesem Leitfaden die Schwellenwerte 
angeführt, bei deren Überschreitung die EZB in der Regel die Meldung bedeutender 
Risikokonzentrationen erwarten wird. Diese Schwellenwerte wurden so festgelegt, 
dass sie der bestehenden Praxis möglichst weitgehend entsprechen und dazu 
beitragen, die Ziele der zusätzlichen Beaufsichtigung zu erfüllen. Das Recht der 
EZB, im Einzelfall nach Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden und dem 
Finanzkonglomerat andere Schwellenwerte festzulegen, bleibt von dieser 
allgemeinen Herangehensweise unberührt. 
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Qualitative Anforderungen im Hinblick auf Risikokonzentrationen 
(Artikel 7 Absatz 3 FICOD) 

Gemäß Artikel 7 Absatz 3 FICOD können die Mitgliedstaaten bis zur weiteren 
Koordinierung der Rechtsvorschriften der Union Risikokonzentrationen auf 
Konglomeratsebene quantitativ begrenzen, ihren zuständigen Behörden gestatten, 
Risikokonzentrationen auf Konglomeratsebene quantitativ zu begrenzen oder 
andere, der zusätzlichen Beaufsichtigung dienende Aufsichtsmaßnahmen ergreifen. 

In diesem Leitfaden wird keine quantitative Begrenzung von Risikokonzentrationen 
festgelegt. In den Mitgliedstaaten, in denen zuständigen Behörden eine quantitative 
Begrenzung gestattet ist, kann die EZB auf Einzelfallbasis und nach Konsultation mit 
den jeweils zuständigen Behörden eine solche Begrenzung vornehmen. Nach 
Maßgabe der Ziele der zusätzlichen Beaufsichtigung ist in diesem Leitfaden die 
allgemeine Erwartung niedergelegt, dass Finanzkonglomerate erläutern, wie sie 
Risikokonzentrationen im Hinblick auf Einzeladressen gemindert haben, die 25 % 
ihrer Eigenmittel übersteigen. 

Schwellenwerte für die Meldung von Risikokonzentrationen 
(Artikel 8 Absatz 2 und Anhang II FICOD) 

Gemäß Artikel 8 Absatz 2 und Anhang II FICOD hat der Koordinator die Befugnis, 
„nach Konsultation der anderen jeweils zuständigen Behörden und des betreffenden 
Finanzkonglomerats“ „angemessene Schwellenwerte“ für die Meldung aller 
bedeutenden gruppeninternen Transaktionen festzulegen. Obgleich die EZB 
Schwellenwerte auf Einzelfallbasis festlegen wird, sind in diesem Leitfaden die 
Schwellenwerte aufgeführt, bei deren Überschreitung die EZB in der Regel die 
Meldung bedeutender gruppeninterner Transaktionen erwartet. Das Recht der EZB, 
im Einzelfall nach Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden und dem 
Finanzkonglomerat andere Schwellenwerte festzulegen, bleibt von dieser 
allgemeinen Herangehensweise unberührt. 

Quantitative und qualitative Anforderungen im Hinblick auf 
gruppeninterne Transaktionen (Artikel 8 Absatz 3 FICOD) 

Gemäß Artikel 8 Absatz 3 FICOD können die Mitgliedstaaten bis zur weiteren 
Koordinierung der Rechtsvorschriften der Union gruppeninterne Transaktionen der 
beaufsichtigten Unternehmen innerhalb eines Finanzkonglomerats quantitativ 
begrenzen oder Auflagen hinsichtlich ihrer Art vorsehen, ihren zuständigen 
Behörden gestatten, gruppeninterne Transaktionen der beaufsichtigten 
Unternehmen innerhalb eines Finanzkonglomerats auf Konglomeratsebene 
quantitativ zu begrenzen oder Auflagen hinsichtlich ihrer Art vorzusehen. 

In diesem Leitfaden wird keine quantitative Begrenzung für gruppeninterne 
Transaktionen festgelegt. In den Mitgliedstaaten, in denen zuständigen Behörden 
eine solche quantitative Begrenzung gestattet ist, kann die EZB auf Einzelfallbasis 
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und nach Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden eine solche 
Begrenzung vornehmen. Nach Maßgabe der Ziele der zusätzlichen Beaufsichtigung 
wird in diesem Leitfaden die allgemeine Erwartung formuliert, dass gruppeninterne 
Transaktionen gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Delegierten Verordnung 
(EU) 2015/2303 der Kommission4 nach dem Fremdvergleichsgrundsatz durchgeführt 
werden. 

2 Allgemeine Erwartungen 

Gegenstand dieses Abschnitts sind die allgemeinen Grundsätze, an denen sich die 
EZB zu orientieren beabsichtigt, wenn sie bestimmte Aufgaben wahrnimmt, die ihr 
gemäß den ITS für RC/IGT-Meldungen und der FICOD als Koordinator übertragen 
wurden. 

2.1 Meldepflichtige Arten von Transaktionen und Risiken 

Artikel 1 Absatz 3 der ITS für RC/IGT-Meldungen und Anhang II 
FICOD 

Im Hinblick auf die „Arten von Transaktionen“, die von beaufsichtigten Unternehmen 
oder gemischten Finanzholdinggesellschaften gemeldet werden müssen, und 
unbeschadet etwaiger Meldepflichten für andere Arten von Risikokonzentrationen, 
die der Koordinator nach Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden unter 
Berücksichtigung der spezifischen Gruppenstruktur und des Risikomanagements 
des betreffenden Finanzkonglomerats festgelegt hat, erwartet die EZB im 
Allgemeinen, dass sämtliche im Folgenden genannten Arten von 
Risikokonzentrationen gemeldet werden: 

i. Gegenpartei (für Risikopositionen gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe 
verbundener Kunden, Letztere im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 39 
CRR5);  

ii. Land, 

iii. Sektor, 

iv. Währung. 

 
4  Delegierte Verordnung (EU) 2015/2303 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergänzung der 

Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische 
Regulierungsstandards zur Präzisierung der Begriffsbestimmungen und zur Koordinierung der 
zusätzlichen Beaufsichtigung der Risikokonzentration und der gruppeninternen Transaktionen 
(ABl. L 326 vom 11.12.2015, S. 34). 

5  Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über 
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderungen der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 



Leitfaden für die Meldung bedeutender Risikokonzentrationen und bedeutender 
gruppeninterner Transaktionen von Finanzkonglomeraten 7 

Darüber hinaus erwartet die EZB im Allgemeinen – unbeschadet etwaiger 
Meldepflichten, die sie nach Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden für 
andere Arten von gruppeninternen Transaktionen festlegt – die Meldung folgender 
Arten von gruppeninternen Transaktionen: 

i. gruppeninterne Transaktionen zwischen beaufsichtigten Unternehmen, die 
verschiedenen Finanzbranchen im Sinne von Artikel 2 Absatz 8 FICOD 
angehören,6 

ii. gruppeninterne Transaktionen zwischen beaufsichtigten Unternehmen, die 
derselben Finanzbranche angehören, aber – auf Einzelbasis – 
unterschiedlichen Branchenvorschriften im Sinne von Artikel 2 Absatz 7 FICOD 
unterliegen, 

iii. gruppeninterne Transaktionen zwischen einem beaufsichtigten Unternehmen 
der Gruppe und natürlichen oder juristischen Personen, bei denen es sich nicht 
um beaufsichtigte Unternehmen handelt, die „durch enge Verbindungen mit den 
Unternehmen der Gruppe verbunden sind“. 

Diese Meldungen sollten gruppeninterne Transaktionen umfassen, die 

i. zu Beginn des Meldezeitraums Geltung hatten, 

ii. während des Meldezeitraums begonnen wurden und zum Meldedatum 
ausstanden, 

iii. während des Meldezeitraums begonnen wurden und während des 
Meldezeitraums abliefen oder fällig wurden. 

Außerdem ist als Transaktionsbetrag für gruppeninterne Transaktionen der 
maximale im Meldezeitraum registrierte Betrag zu melden. 

2.2 Meldung von Informationen über den Umgang mit 
Interessenkonflikten und Ansteckungsgefahren 

Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 2 der ITS für RC/IGT-
Meldungen 

Im Hinblick auf „Informationen über den Umgang mit Interessenkonflikten und 
Ansteckungsgefahren“ erwartet die EZB unbeschadet etwaiger anderer 
Formatanforderungen, die der Koordinator nach Konsultation mit den jeweiligen 
zuständigen Behörden festlegt, dass die Informationen über den Umgang mit 

 
6  Gemäß Anhang II „Teil 1: Allgemeine Erläuterungen“ Absatz 1.5 der ITS für RC/IGT-Meldungen 

werden, falls eine branchenweite Meldung erforderlich ist, Wertpapierfirmen im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 Nummer 1 der geänderten Richtlinie über Märkte für Finanzinstrumente als Teil der 
Bankenbranche behandelt. Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 
2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349). 
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Interessenkonflikten und Ansteckungsgefahren auf Ebene des Finanzkonglomerats 
zusammen mit den in Artikel 9 Absatz 4 FICOD erwähnten Einzelheiten über die 
Rechtsstruktur sowie die Governance- und Organisationsstruktur gemeldet werden. 

2.3 Schwellenwerte für die Meldung bedeutender 
Risikokonzentrationen 

Artikel 7 Absatz 2 und Anhang II FICOD 

Im Hinblick auf die Schwellenwerte für meldepflichtige bedeutende Konzentrationen 
des Gegenparteirisikos erwartet die EZB unbeschadet etwaiger anderer 
Schwellenwerte, die der Koordinator nach Konsultation mit den jeweils zuständigen 
Behörden und dem Finanzkonglomerat festlegt, dass das Finanzkonglomerat alle 
Risikopositionen gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener Kunden 
im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 39 CRR meldet, die den niedrigeren der 
beiden folgenden Schwellenwerte überschreiten: 

i. 10 % der Eigenmittel des Finanzkonglomerats, berechnet nach der Methode, 
mit der die Gruppe ihre angemessene Eigenkapitalausstattung berechnet, 

ii. 300 Mio. EUR. 

Die Risikoposition sollte auf Bruttobasis vor Berücksichtigung von Instrumenten oder 
Techniken zur Risikominderung beurteilt werden. 

Im Hinblick auf die Risikokonzentration nach Ländern und die Risikokonzentration 
nach Währungen erwartet die EZB im Allgemeinen unbeschadet etwaiger 
abweichender Schwellenwerte, die der Koordinator nach Konsultation mit den 
jeweils zuständigen Behörden und dem Finanzkonglomerat festlegt, dass das 
Finanzkonglomerat Risikopositionen meldet, die bei Berechnung nach der Methode, 
mit der die Gruppe ihre angemessene Eigenkapitalausstattung berechnet, 5 % der 
Eigenmittel des Finanzkonglomerats überschreiten. Wenn eine Risikoposition mit 
Bezug auf ein bestimmtes Land oder eine bestimmte Währung den vorgenannten 
Schwellenwert unterschreitet, sollte sie unter der Kategorie „Sonstige“ in die 
Meldung einbezogen werden. 

Im Hinblick auf die Risikokonzentration nach Sektoren erwartet die EZB 
unbeschadet etwaiger Schwellenwerte, die der Koordinator nach Konsultation mit 
den zuständigen Behörden und dem Finanzkonglomerat festlegt, dass die 
Risikopositionen ohne Anwendung jeglicher Schwellenwerte gemeldet und den 
betreffenden Sektoren zugeordnet werden. 
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2.4 Anforderungen mit Bezug auf Risikokonzentrationen 

Artikel 7 Absatz 3 FICOD 

Bis zur weiteren Koordinierung der Rechtsvorschriften der Union und sofern die 
Mitgliedstaaten ihren zuständigen Behörden gestattet haben, Risikokonzentrationen 
auf Konglomeratsebene quantitativ zu begrenzen, kann die EZB die 
Risikokonzentration auf Einzelfallbasis quantitativ begrenzen. 

In jedem Fall wird entsprechend den mit der zusätzlichen Beaufsichtigung verfolgten 
Zielen von einem Finanzkonglomerat, das Risikopositionen gegenüber einem 
Kunden oder einer Gruppe verbundener Kunden (Letztere im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 Nummer 39 CRR) in Höhe von mehr als 25 % seiner Eigenmittel meldet, 
eine Erklärung gegenüber dem Koordinator erwartet, aus der hervorgeht, dass der 
Umfang dieser Risikopositionen keine übermäßige Risikokonzentration darstellt. 
Dabei sind die Geschäftsstrategie, die betreffenden Geschäftstätigkeiten, die 
Risikobereitschaft der Gruppe und die zugrunde liegenden Begrenzungen sowie alle 
sonstigen relevanten Aspekte zu berücksichtigen. 

Für die im ersten Absatz erwähnten Zwecke gilt: 

i. Diese Risikopositionen sollten auf Nettobasis unter Berücksichtigung von 
Instrumenten oder Techniken zur Risikominderung beurteilt werden. 

ii. Risikopositionen mit Bezug auf Vermögenswerte, deren Risiken hauptsächlich 
von den Versicherungsnehmern gegenüber der externen Gegenpartei getragen 
werden, können bei der Berechnung mit dem Faktor 0,1 multipliziert werden, 
wenn das Finanzkonglomerat nachweisen kann, dass das wirtschaftliche Risiko 
vertraglich hauptsächlich auf den Versicherungsnehmer übertragen wurde. Dies 
gilt als gegeben, wenn sich der Schutz für die Versicherungsnehmer auf nicht 
mehr als 10 % des angelegten Kapitals erstreckt. 

iii. Der Betrag vor Anwendung des Multiplikationsfaktors ist im Meldebogen in 
Element FC0250 anzugeben, der Abzug infolge des Multiplikationsfaktors im 
Element FC0260 und der Betrag nach Anwendung des Multiplikationsfaktors im 
Element FC0280. 

2.5 Schwellenwerte für die Meldung gruppeninterner Transaktionen 

Artikel 8 Absatz 2 und Anhang II FICOD 

Unbeschadet etwaiger anderer, strengerer Schwellenwerte, die der Koordinator nach 
Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden und dem Finanzkonglomerat 
festlegt, erwartet die EZB im Allgemeinen vom Finanzkonglomerat die Meldung jeder 
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einzelnen meldepflichtigen gruppeninternen Transaktion, sobald ihr Betrag die im 
Folgenden genannten Schwellenwerte erreicht oder überschreitet: 

i. Eigenkapitaltransaktionen oder Schulden oder Übertragungen von 
Vermögenswerten, bei denen die Transaktion die im Folgenden genannten 
Schwellenwerte erreicht oder überschreitet: 

1. 5 % der gesamten Eigenkapitalanforderungen des Finanzkonglomerats 
oder 300 Mio. EUR – wobei der niedrigere dieser Werte maßgeblich ist –, 
wenn die Eigenkapitalanforderungen höchstens 40 Mrd. EUR betragen, 

2. 1 Mrd. EUR, wenn die Eigenkapitalanforderungen mehr als 40 Mrd. EUR 
betragen. 

ii. Derivate, bei denen der Buchwert der Transaktion die im Folgenden genannten 
Schwellenwerte erreicht oder überschreitet: 

1. 5 % der gesamten Eigenkapitalanforderungen des Finanzkonglomerats 
oder 300 Mio. EUR – wobei der niedrigere dieser Werte maßgeblich ist –, 
wenn die Eigenkapitalanforderungen höchstens 40 Mrd. EUR betragen, 

2. 1 Mrd. EUR, wenn die Eigenkapitalanforderungen mehr als 40 Mrd. EUR 
betragen. 

iii. Außerbilanzielle Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten, bei denen die 
Transaktion nach Berücksichtigung etwaiger in den Branchenvorschriften 
vorgesehener Umrechnungsfaktoren die im Folgenden genannten 
Schwellenwerte erreicht oder überschreitet: 

1. 5 % der gesamten Eigenkapitalanforderungen des Finanzkonglomerats 
oder 300 Mio. EUR – wobei der niedrigere dieser Werte maßgeblich ist –, 
wenn die Eigenkapitalanforderungen höchstens 40 Mrd. EUR betragen, 

2. 1 Mrd. EUR, wenn die Eigenkapitalanforderungen mehr als 40 Mrd. EUR 
betragen. 

iv. Versicherung oder Rückversicherung, wenn die Transaktion einen der 
folgenden Schwellenwerte erreicht oder übersteigt: 

1. 5 % der gesamten Eigenkapitalanforderungen des Finanzkonglomerats 
oder 300 Mio. EUR – wobei der niedrigere dieser Werte maßgeblich ist –, 
wenn die Eigenkapitalanforderungen höchstens 40 Mrd. EUR betragen, 

2. 1 Mrd. EUR, wenn die Eigenkapitalanforderungen mehr als 40 Mrd. EUR 
betragen. 

v. Gewinn und Verlust, wenn der absolute Wert der Transaktion mindestens 5 % 
der Gesamterträge des Finanzkonglomerats beträgt, die gemäß den 
maßgeblichen Rechnungslegungsvorschriften auf konsolidierter Basis zum 
selben Stichtag berechnet wurden. 
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Alle Risikopositionen sollten vor der Anwendung von Risikominderungstechniken 
oder Ausnahmen, die in den Branchenvorschriften niedergelegt sind, beurteilt 
werden. Die Eigenkapitalanforderung des Finanzkonglomerats wird nach derselben 
Methode berechnet, mit der die Gruppe ihre angemessene Eigenkapitalausstattung 
berechnet. 

Transaktionen, die Teil eines einzigen Geschäftsvorgangs sind, sind zu aggregieren 
und einzeln zu melden, wenn sie zusammengenommen die oben genannten 
Schwellenwerte erreichen. 

Hinsichtlich der vorstehenden Absätze (i), (ii), (iii) und (iv) kann der Koordinator nach 
Konsultation der jeweils zuständigen Behörden und des betreffenden 
Finanzkonglomerats die Eigenkapitalanforderungen auf Basis eines Durchschnitts 
der letzten drei Jahre heranziehen, um eine abrupte oder zeitweilige Veränderung 
des Schwellenwerts zu vermeiden. 

2.6 Anforderungen in Bezug auf gruppeninterne Transaktionen 

Artikel 8 Absatz 3 FICOD 

Bis zur weiteren Koordinierung der Rechtsvorschriften der Union und sofern die 
Mitgliedstaaten ihren zuständigen Behörden gestattet haben, gruppeninterne 
Transaktionen der beaufsichtigten Unternehmen innerhalb eines 
Finanzkonglomerats quantitativ zu begrenzen oder Auflagen hinsichtlich ihrer Art 
vorzusehen, erwartet die EZB, dass gruppeninterne Transaktionen nach dem 
Fremdvergleichsgrundsatz durchgeführt werden. Es wird erwartet, dass das 
Finanzkonglomerat einen internen Prozess und interne Kontrollen einführt, mit 
denen sichergestellt wird, dass gruppeninterne Transaktionen nach dem 
Fremdvergleichsgrundsatz durchgeführt werden. 

Der Koordinator kann nach Konsultation mit den jeweils zuständigen Behörden 
weitere Beschränkungen und Begrenzungen für gruppeninterne Transaktionen 
festlegen, insbesondere, wenn Aufsichtsarbitrage betrieben wird, 
Branchenvorschriften umgangen werden oder eine übermäßige Ansteckungsgefahr 
besteht. 
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